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REDAKTION

Wer mehr als eine

Sprache spricht und
sich in verschiedenen

Kulturen bewegen kann,
ist für die globalisierte

Welt gut gerüstet.
Ein Pfund, mit

dem junge Migranten
wuchern können.

Prof. Dr. Josef

Freise, Jahrgang
1951, ist an der
Kölner Abteilung
der Katholischen
Fachhochschule
Nordrhein-West-
falen Dekan im
Fachbereich Sozial-
wesen. Er ist Er-

ziehungswissenschaftler und Theologe.
Seine Lehr- und Forschungsschwer-
punkte sind interkulturelle Trainings,
der interreligiöse Dialog, Jugend-
bildung und Jugendsozialarbeit.
Der dokumentierte Beitrag basiert auf
seinem soeben im Wochenschau Verlag
erschienenen Buch „Interkulturelle
Soziale Arbeit. Theoretische Grund-
lagen – Handlungsansätze – Übungen
zum Erwerb interkultureller Kompe-
tenz“.  BER

DAS BUCH

Das Zusammenleben von Menschen unterschiedli-
cher Kultur, Religion undWeltanschauung führt in
den globalisierten Gesellschaften zu Konflikten
und Belastungsproben. Die Ursachen für das Kon-
fliktpotenzial liegen oft sicher eher in ökonomi-
schen und sozialen Zusammenhängen wie Arbeits-
losigkeit und fehlendemWohnraum, aber die kultu-
rellenUnterschiede färben dieseKonflikte undmüs-
sen thematisiert werden.

In Deutschland ergeben sich insbesondere Kon-
flikte mit islamischen Gruppen. Dabei geht es nicht
nur um das Kopftuch: Einzelne muslimische Eltern
zögern, ihre Kinder in Kindertagesstätten anzumel-
den, was zu vermindertem Spracherwerb und
schlechteren Bildungschancen führt. Streng islami-
sche Eltern melden ihre Kinder vom Sexualkunde-
unterricht, vom Schwimmen
und von Klassenfahrten ab.
MuslimischeAngehörigewol-
len Tote nach ihren eigenen
Regeln und Riten waschen,
aufbahren und (ohne Sarg
nachMekka ausgerichtet) be-
erdigen.Muslimische Traditi-
on fordert beim Töten von
Tieren das betäubungslose
Schlachten (“Schächten“).
Das deutsche Tierschutzge-
setz schreibt vor, dass das
Tier vor dem Töten betäubt
werden muss, um Schmerzen
der Tiere auszuschließen. Eine kleine Gruppe von
Muslimenwill ihr Leben an einer eng verstandenen
muslimischen Gesetzgebung (“Scharia“) ausrich-
ten, deren Interpretation mit Grundrechten kolli-
diert: Wie reagiert der deutsche Rechtsstaat, wenn
der Ehemann seiner Frau verbieten will, den Füh-
rerschein zu erwerben, und wenn ein Mann seine
Zweitfrau nach Deutschland holen will?

Im Jahr 2000 brachte der damalige Vorsitzende
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Friedrich Merz
denBegriff der „deutschen Leitkultur“ in die öffent-
liche Diskussion und forderte von Migranten die
Anpassung an die christlich-abendländischeWerte-
ordnung. Ursprünglich war der Begriff der Leitkul-
tur von dem aus Syrien eingewanderten Politolo-
gen Bassam Tibi verwandt worden, der anders als
Merz damit keine deutsche Leitkultur christlicher
Werte bezeichnen wollte, sondern eine europäische
Leitkultur, die Menschen verschiedener Religion
und Weltanschauung auf der Basis europäischer
Wertemiteinander verbindet. Als europäischeWer-
te gelten u. a. „die Redefreiheit, die Religionsfrei-
heit, die Gleichheit vor dem Gesetz, das Recht auf
Arbeit, das Recht auf Eigentum, das Recht auf Bil-
dung, das Recht auf Information, der Schutz der Pri-
vatsphäre und das Asylrecht“ (Mintzel).

Verschleierung und Schwulenehe

Auf der Basis dieser Werteordnung sind dann aber
auch kritischeAnfragen an kulturell und religiös ge-
prägte Lebensweisen zu stellen, die beispielsweise
die Gleichberechtigung der Frau oder die Möglich-
keit, seine Religion zu wechseln, in Frage stellen. In
solchen Fällen stößt kulturelle Vielfalt an ihre Gren-
zen, und Konflikte müssen dann ausgetragen wer-
den, gegebenenfalls auch vor Gericht. Dazu gehö-
ren z. B. auch Konflikte zwischen Tierschutz und
freier Religionsausübung sowie zwischen Schul-
pflicht und Elternrecht.

Die Frage, ob die Gesellschaft eine kulturelle Viel-
falt zwanglos gelten lassen oder die Bindung an eine
Leitkultur fordern soll, stellt keine Alternative dar.
Wir brauchen sowohl kulturelle Vielfalt als auch ei-
ne Diskussion darüber, welche Grundwerte für alle
Mitglieder der Gesellschaft verbindlich sind.

Es stellt sich die Frage, wie die deutsche nationa-
le Identität mit ihren neueren „hybriden“ Zweigen
der Aussiedlerdeutschen, den deutsch-türkischen
Familien, den islamischen Vereinen, aber auch mit
den neuen eingetragenen homosexuellen Partner-
schaften zu einer nationalen Identität „vernäht“
werden kann. Dabei wird es nicht mehr darum ge-
hen, zu einem alles umfassenden Konsens zu kom-
men. Die Spannweite beispielsweise zwischen deut-
schen streng muslimischen Frauen, die Männern
nicht die Hand geben, und eingetragenen homose-
xuellen Paaren ist so groß, dass es schon sehr viel
bedeutet, wenn ein geregeltes Nebeneinander in ge-
genseitiger Akzeptanz erreicht wird. „Wir sollten
nationale Kulturen nicht als etwas Einheitliches,

sondern als einen diskursiven Entwurf denken, der
Differenzen als Einheit oder Identität darstellt“
(Stuart Hall).

Hier hat die Soziale Arbeit die Aufgabe, durch in-
terkulturelle Konfliktvermittlung einvernehmliche
Regelungen zu suchen.Was anstelle einer statischen
Leitkultur in der mehrkulturellen Gesellschaft ge-
braucht wird, ist die Entwicklung einer Streitkultur.
Lehrer/innen und muslimische Eltern müssen das
Gespräch miteinander suchen, wenn Kinder vom
Schwimmen, vom Sexualkundeunterricht und von
Klassenfahrten abgemeldet werden sollen. Den El-
tern darf das Abmelden nicht aus dem Wunsch he-
raus, Konflikte vermeiden zu wollen, zu leicht ge-
macht werden. Sie müssen im Gespräch mit der Be-
deutung konfrontiert werden, die diese Schulaktivi-
täten für ihre Kinder haben. Zugleich sollten Leh-
rer/innen den Sexualunterricht, den Sportunter-
richt und die Klassenfahrten kulturell sensibel ge-
stalten und um Vertrauen bei den Eltern werben.

Wünschenswert wäre es, wenn inDeutschland ei-
ne Streit- und Begegnungskultur entstünde, in der
Menschenmiteinander in all ihrer Unterschiedlich-
keit leben, sich gegenseitig respektieren, aber auch
unumgänglicheKonflikte austragen, ohne denKon-
takt zueinander zu vermeiden und Vorurteile ge-
geneinander aufzubauen.

Vielfach wird immer noch unter dem Begriff der
Integration eine vollständige Assimilation verstan-
den. Integration macht jedoch nur dann Sinn,
wenn sie zweiseitig erfolgt.

Auf der intrapersonalen Ebene geht es für Mi-
grant/innen z. B. darum, ausreichende Sprach-
kenntnisse zu erwerben und die Umgangsformen
und Normen der Aufnahmegesellschaft zu kennen
und mit zu vollziehen. Psychologische Forschun-
gen machen aber auch deutlich, dass Migrant/in-
nen in der Regel nur dann zu einer gelungenen Inte-
gration finden, wenn sie eine bikulturelle Identität
entwickeln. Das Abspalten eines Teils der kulturel-
len Lebensgeschichte kann psychische Störungen
verursachen. Bikulturelles Bewusstsein bedeutet,
dassMigrant/innen nicht ihreHerkunft verleugnen
müssen, wenn sie sich im Einwanderungsland inte-
grieren. Sie lernen, mit beidenWelten zu leben.

Integration stellt aber auch an die Einheimi-
schen die Anforderung, die Lebenswelt der Mi-
grant/innen kennen und schätzen zu lernen. Dies
geschieht am ehesten über persönliche Beziehun-
gen. Die Shell-Studie „Jugend 2000“ hat die beson-
dere Bedeutung der Schule als Begegnungsort zwi-
schen Einheimischen undMigrant/innen hervorge-
hoben, und hier könnte noch viel mehr bewusst re-
flektierte Begegnung gefördert werden.

Integration beinhaltet darüber hinaus die struktu-
relle Komponente: Hier ist die Partizipation der Mi-
grant/innen am öffentlichen Leben ein wichtiges
Merkmal der Integration. Eine Voraussetzung für
gleichberechtigte Partizipation ist dasWahlrecht. Da-
mit ist die Aufforderung an die Einwanderungsge-
sellschaft benannt, Rechts- und Chancengleichheit
sowie Ähnlichkeit der Lebenslagen in zentralen Le-
bensbereichen herzustellen. Dazu gehört ganz allge-
mein die Anerkennung,Wertschätzung und Berück-
sichtigung der Kompetenzen von Migrant/innen.

Türkisch als zweite Fremdsprachemüsste zumin-
dest in Großstädten regelmäßig an Schulen angebo-
ten werden, und islamischer Religionsunterricht
muss ein Regelangebot werden. Die Bedeutung der
doppelten Staatsangehörigkeit für eine gelungene
Integration kann nicht deutlich genug hervorgeho-
benwerden. Die derzeitige Regelung ist für vieleMi-
grant/innen nicht akzeptabel: Viele wollen z. B. ihre
türkische Staatsangehörigkeit für den Fall nicht ver-
lieren, dass hier in Deutschland Fremdenfeindlich-
keit so sehr zunimmt, dass sie dann doch das Land
verlassen müssen. Andere empfinden es als Verrat
an ihren Eltern, wenn sie die Staatsangehörigkeit ih-
res „Mutterlandes“ Türkei aufgeben.

Für die Einheimischen haben die Forderung nach
einem erweitertenWahlrecht fürMigrant/innen und
nach Einführung der doppelten Staatsangehörigkeit
natürlich zur Konsequenz, dass sie Macht und Ein-
fluss zu teilen haben. Integration stellt sich als ein
vielschichtiger Prozess dar, der Bemühungen von al-
len Bevölkerungsgruppen voraussetzt: Migrant/in-
nen müssen die Sprache des Einwanderungslandes
erlernen, um am öffentlichen und kulturellen Leben
partizipieren zu können. Sie müssen sich an die Ge-
setze halten und die in der Landesverfassung und
demnächst in der europäischenVerfassung enthalte-

nen Grundoptionen (z. B. die Gleichberechtigung
der Frau und die Trennung von Staat und Religion)
akzeptieren und mit vollziehen.

Die einheimische Bevölkerung muss den Zuge-
wanderten Partizipationsrechte einräumen und ih-
nen die Möglichkeit kultureller Integrität gewäh-
ren. Zur kulturellen Integrität gehört die Möglich-
keit, auch im Gastland die eigene Sprache zu spre-
chen und die eigene Kultur pflegen zu können, so-
weit diese nicht den Grundoptionen und Grund-
rechten in der Einwanderungsgesellschaft wider-
spricht. Migrantensprachen sind in den Schulen
bei Bedarf zu lehren; Moscheen werden zuneh-
mend das Bild der deutschen Städte prägen.

Von wirklich gelungener Integration werden wir
aber erst dann sprechen können, wenn darüber hi-
naus regelmäßige Begegnungen zwischen Men-
schen und Gruppen unterschiedlicher kultureller
Herkunft auf allen Ebenen unserer Gesellschaft
selbstverständlich geworden sind.

Wer bin ich und wer bin ich nicht?

Im Prozess der Identitätsentwicklung sehen sich
Kinder und Jugendliche vor eine doppelte Aufgabe
gestellt: Sie sollen in die Gesellschaft hineinwachsen
und Beziehungen zu anderen Menschen und Grup-
pen entwickeln (“soziale Identität“), und sie sollen
ihr eigenes unverwechselbares Selbst (“personale
Identität“) entfalten, indem sie sich unterscheidbar
machen und dabei auch von anderen abgrenzen.
Zur Identität gehört es zu wissen, wer ich bin und
wer ich nicht bin. Identitätsfindung stellt für Jugend-
liche generell einen hochkomplexen Prozess dar.

Die „mehrkulturelle Identität“ bei Jugendlichen
mit Migrationshintergrund wird vielfach noch als
Hinderungsgrund für die notwendige Integration in
die Gesellschaft gesehen. Dabei könnte sie imGegen-
teil einModell für die Sozialisation der Zukunft sein.
Angesichts der Globalisierung und des Zusammen-
wachsens der Volkswirtschaften und Kulturen ste-
hen Menschen mit monokultureller Identität viel
mehr in der Gefahr, nicht mehr zukunftsfähig zu
sein. Jeder muss heute in der Lage sein, sich in Men-
schen anderer Lebensgewohnheiten und Denkwei-
sen hineinversetzen zu können und jeder sollte heu-
te mehr als nur seine Muttersprache sprechen kön-
nen. Insofern sind Zugewanderte mit mehrkulturel-

ler Identitätmonokulturell ge-
prägten Einheimischen ein
Stück voraus.

Es wäre zu untersuchen, in-
wieweit ein unbewusstes Un-
terlegenheitsgefühl bei Einhei-
mischen Abwehr und Diskri-
minierung der Zugewander-
ten produziert. Fakt ist jeden-
falls, dass zugewanderte Ju-
gendliche in Schule und Aus-
bildung benachteiligt sind,
dass sie individuell und struk-
turell diskriminiert werden,

dass sie ihre Ressourcen nicht hinreichend einbrin-
gen können und dass sie in den „Endstationen der
Jugendhilfe“ als „Problemfälle“ überdurchschnitt-
lich häufig vertreten sind.

Aus diesem Grunde ist der Jugendarbeit mit ih-
ren präventiven Wirkungen besondere Aufmerk-
samkeit zu schenken. Kulturhomogene Peer-group-
Angebote und integrative, interkulturelle sozialpä-
dagogische Ansätze sind parallel zueinander zu ent-
wickeln und müssen miteinander verzahnt werden.
Was an diesen Stellen gespart wird, wird in der nach-
sorgenden Jugendhilfe doppelt und mehrfach wie-
der ausgegeben, wenn zugewanderte Jugendliche al-
leine keinen Weg in die Gesellschaft finden und
wenn rechtsgefährdete Jugendliche sich gewalttäti-
gen und rechtsradikalen Gruppen anschließen.

Die Jugendhilfeeinrichtungen sind noch nicht
hinreichend auf die notwendige kulturelle Öffnung
vorbereitet. Es fehlen in den Teams der Jugendhilfe-
einrichtungen Teammitglieder mit Migrationshin-
tergrund, die die Muttersprache der Migrantenju-
gendlichen sprechen und ihre Lebenswelt besser
verstehen können. Diese Teammitglieder fehlen
auch für die kollegiale Beratung im Team, wo Kon-
zeptionen der kultursensiblen Jugendhilfe fortzu-
entwickeln sind. Gefordert sind nicht zuletzt die
Hochschulen, die zu interkultureller Kompetenz
qualifizieren müssen und die selbst auch verstärkt
Studierende mit Migrationshintergrund in ihre
Ausbildungsgänge einbeziehen sollten.
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Nicht Leitkultur, sondern Streitkultur
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„fresch“ in the city–

das Design-Event

im Freien

Events, Ideen, Inspiration.

Geben Sie sich nicht mit

weniger zufrieden.
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